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MO SEDLAK

Dieses Jahr geht es bei den Ver-
handlungen über den Kollektiv-
vertrag um viel. Der Gewerkschaft 
muss es gelingen, die Preisexplo-
sion (und die massiven Gewinn-
steigerungen) in Lohnerhöhungen 
zu übersetzen. Und sie muss es 
schnell tun: Nächstes Jahr wartet 
eine tiefe Rezession, die die Ver-
handlungsposition massiv schwä-
chen wird. 

Dafür gibt es keine Einigung zur 
beiderseitigen Zufriedenheit. Die 
Gewerkschaft inszeniert aber eine 
sozialpartnerschaftliche Lösung, 
deren Grundlage es längst nicht 

mehr gibt. Das ersetzt aber die 
kämpferische Mobilisierung, die 
genau jetzt notwendig wäre.

Es ist wie, wenn ein Paar mit den 
Kindern im Auto auf der Bergs-
traße stecken bleibt. Das Benzin 
geht langsam aus und beide wis-
sen, dass es danach keine Hei-
zung mehr gibt. Außer ein paar 
Müsliriegeln nichts zum Essen, 
kein Handyempfang für die Hub-
schrauberrettung, und es wird eine 
eiskalte Nacht. Vielleicht zu kalt.

Die Papas (es sind zwei Papas) 
müssten jetzt die Kinder nehmen, 
solange sie noch wach sind, und 
zu Fuß ins Tal gehen. Das ist 

auch kalt, und es wird sich wer 
den Fuß verstauchen, und Grizz-
lybären gibt es auch. Aber wenn 
die Familie die trifft, solange es 
noch hell ist, können sie die mit ⊲  
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Bärenpfefferspray vertreiben. Statt-
dessen spielen sie Theater für die 
Kinder. Sprechen ins Handy ohne 
Empfang, dass die Rettung gleich 
kommt und Kakao mitbringt. Das 
man nur kurz schlafen muss, dann 
ist alles wieder gut, auch wenn es 
ein bisschen kalt wird. Und wäh-
renddessen rutscht der Hang unter 
den Reifen langsam Richtung Klip-
pe.

Ausgangssituation: Doppelte Rekord-
profite 

Genauso spielt die Gewerkschafts-
spitze ein Schmierentheater mit ho-
hen Forderungen und Abschlüssen 
unter der aktuellen Inflation. Was 
sie jetzt liegen lassen, können sie 
nächsten Jahr in der Rezession nicht 
wieder hineinbekommen – die Sozi-
alpartner*innenschaft gilt nur noch 
für Zugeständnisse der Arbeiter*in-
nen-Seite.

Die Firmen haben sich in den letzten 
drei Krisenjahren schamlos berei-
chert. Zuerst haben Coronahilfen, 
jetzt Preistreiberei für Rekordprofite 
gesorgt. Die Reallöhne der Arbei-
ter*innen sind währenddessen steil 
gesunken. Die Regierung schaut 
hier nicht tatenlos zu, sondern orga-
nisiert die Umverteilung von Unten 
nach Oben, mit milliardenschwe-
ren Unternehmenshilfen, Richtwert-
mieterhöhungen und Steuerentlas-
tungen für die Reichen.

Ohrenbetäubendes Schweigen von der 
Oppositionsbank

Dem wird politisch nichts ent-
gegengesetzt. Die traditionelle 
Arbeiter*innenpartei, die SPÖ, 
beschränkt sich auf Verbesserungs-
vorschläge und Tipps für die Regie-
rung. Die Bürokrat*innen um Ren-
di-Wagner haben Angst davor, was 
sie selbst an der Macht tun würden, 
wenn die Rezession kommt. Jede 
Kampfmaßnahme, zu der sie heute 
aufrufen, würde sich morgen gegen 

sie selbst richten. Die Gewerkschaf-
ten haben dieses Problem nicht. Sie 
haben aber auch nicht den Luxus, 
dass sich der Verdienst ihrer Spitzen 
nur in Wahlumfragen abbildet. Die 
Mitglieder wollen Lohnerhöhungen 
sehen, die die explodierende Infla-
tion annähernd ausgleichen. 

Die Gewerkschaftsspitze hatte erst-
mal versucht, die Inflationskrise 
aus den Verhandlungen herauszu-
halten und mit der „Preise Runter“ 
Demonstration der Regierung zuzu-
schieben. Die Beteiligung war aber 
geringer als erwartet, und die Be-
triebsrät*innen-Konferenzen haben 
klar gemacht: Die Gewerkschafts-
basis und ihr Vertreter*innen in den 
Betrieben setzen auf Lohnerhöhun-
gen.

Kampfmaßnahmen

Die Lohnforderungen bei den Me-
taller*innen und im Handel (jeweils 
10 %) aber auch bei den Brau-
er*innen (11 %) und in der Sozial-
wirtschaft (15 %) reflektieren das. 
Aber: Die Handlungsgrundlage der 
Gewerkschaftsbürokratie, die Sozi-
alpartner*innenschaft, ist schon seit 
den 1990er-Jahren langsam weg-
gebröckelt. Die Einigung von Kapi-
tal und Arbeiter*innenbewegung im 
nationalen Interesse der Republik, 
die über Gesetzesentwürfe genauso 
entschieden hat wie über Preiskon-
trollen, wurde spätestens unter der 
Regierung Schwarz-Blau 1 ab 2000 
aufgekündigt. 

Bei den Lohnverhandlungen hat die 
Melange aus Theatergesten und re-
gelbasierten Verhandlungen noch 
am längsten gehalten. Aber 2022, 
im Jahr vor der Rezession, geht 
es für beide Seiten um die Wurst. 
Rezessionen sind im Kapitalismus 
meistens Umverteilungen von Un-
ten nach Oben, besonders wenn 
es dann um die Bewältigung der 
Krisenkosten geht. Aber es gehen 
auch genügend Firmen unter. Um 

diesem Schicksal zu entgehen setzt 
jede einzelne Firma auf Geldpolster 
und niedrige Lohnkosten – und ver-
traut der Wirtschaftskammer, das in 
den Verhandlungen durchzusetzen.

Der Abschluss der Metaller*in-
nen, mit zwischen 5,4 %  und 8,9 
% Erhöhungen für die verschiede-
nen Lohngruppen, bleibt hinter der 
Oktoberinflation zurück. Produk-
tivitätsanstieg oder Rekordprofite 
haben sich erst recht nicht nieder-
geschlagen. Die Gewerkschaft ver-
kauft das als klugen Verhandlungs-
erfolg. Aber erfolgreich war sie nur 
darin, Kampfmaßnahmen und eine 
gemeinsame Mobilisierung zu ver-
hindern, vor deren Misserfolg sie 
Angst hat. So wie die Papas auf der 
Bergstraße vor den Bären müssten 
sie aber jetzt handeln, solange es 
noch hell ist, solange es noch Profi-
te zum Umverteilen gibt.

Druck von Unten

Die Folgen für die Verhandlungen im 
Handel und in der Sozialwirtschaft, 
mit weniger Gewerkschaftsmitglie-
dern, kleineren Betrieben und we-
niger traditioneller Streikkraft, sind 
fatal. Aber Basisgewerkschafter*in-
nen und Betriebsrät*innen können 
die Dynamik noch herumreißen. 
Kompromisslose Streikaktionen und 
aktive Solidarität miteinander, also 
Großdemonstrationen und gleich-
zeitige Arbeitskämpfe, können die 
Kapitalseite in die Knie zwingen. 

Die Regierung ist zwischen Korrupti-
onsskandalen und COFAG-Ver-
untreuung (es gilt wie immer die 
Unschuldsvermutung) schon ge-
schwächt – Arbeiter*innen können 
jetzt die politische Vertretung des 
Kapitals unter Druck setzen. Die 
ÖVP ist ein treues Schweinchen von 
Seilbahnbesitzer*innen und Han-
delskonzernen. Aber um ihre eige-
ne Haut zu retten, würden sie die 
Wirtschaftskammer schon um ein 
paar Zugeständnisse bitten.   	  
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AVENTINA HOLZER 
MICHAEL MÄRZEN

Die Teuerung belastet die Haushal-
te in Österreich zunehmend. Die 
Inflation für Oktober liegt im Ver-
gleich zum Vorjahr bei 11 %. Aus-
gleichsmaßnahmen der Regierung 
sind demgegenüber bescheiden 
und auch die schon gewerkschaft-
lich verhandelten Lohnerhöhun-
gen hinken den Preissteigerun-
gen deutlich nach, wie gerade im 
Metaller*innen-KV (+7,4  %). Ein 
gewichtiger Faktor dabei sind die 
Energiekosten, welche mittlerweile 
einen fixen Bestandteil der kapita-
listischen Krise ausmachen.

Abseits vom indirekten Einfluss auf 
die Lebensmittelpreise spürt man 
die steigenden Energiepreise  ins-
besondere auf der eigenen Strom- 
oder Heizrechnung. So erhöhten 
beispielsweise Wien Energie und 
EVN die Preise für Strom und Gas 
pro Haushalt mit 1. September: um 
monatlich 36-57  Euro für Strom 
oder um 60-108  Euro für Gas. 
Die Preise für Haushaltsenergie 
insgesamt lagen im September um 
54,5 % höher als im Vorjahr (Strom 
36,8 %, Gas 113,5 %). 

Nach einem kleinen Rückgang im 
August setzt sich somit die Teue-
rung bei Strom und Heizen fort. 
Laut Österreichischer Energieagen-
tur ist beinahe die Hälfte der allge-
meinen Inflationsrate auf die Ener-
giepreissteigerungen für Haushalte 
zurückzuführen. Die Gaspreise sind 
hierbei der Treiber und drücken die 
Strompreise gewaltig in die Höhe. 
Das sieht man, wenn man die 
Großhandelspreise an den Börsen 
betrachtet. Der Österreichische 

Strompreisindex explodierte hier 
regelrecht und liegt um 342,2 % 
höher als im Vorjahr. Unterdessen 
profitieren die Stromversorgungs-
unternehmen ganz gewaltig von 
Extraprofiten, wie zum Beispiel die 
Verbund AG.

Ursachen der Preisexplosion

In der öffentlichen Debatte schei-
nen die Gründe für die steigenden 
Energiepreise vollkommen klar. 
Das Corona-Virus und der Ukrai-
nekrieg seien die zwei Faktoren, 
welche die Preise so nach oben 
getrieben haben. In der Pandemie 
kam es demnach zu starken Zer-
rüttungen in den internationalen 
Lieferketten, in denen ganze Pro-
duktionszweige ausgefallen waren, 
womit ein Stocken und Nichtreali-
sieren von Teilprodukten eingetre-
ten war. Diese Probleme wirken bis 
jetzt nach. 

Mit der wirtschaftlichen Erholung 
und den Problemen in den Lie-
ferketten stieg der Energiebedarf 
dann aber wieder an. Zeitgleich 
haben die verringerten und nun 
fast vollkommen eingestellten Gas-
lieferungen aus Russland zu einem 
Engpass des Gasangebots geführt, 
zu Verunsicherungen an den Märk-
ten, der starken (staatlichen) Nach-
frage angesichts der Heizperiode 
usw. Hierin wird deutlich wie die 
scharfe Konkurrenz imperialisti-
scher Großmächte (auf der einen 
Seite Russland, auf der anderen 
Seite der westliche Block USA-EU) 
auf die kapitalistische Krise zurück-
schlägt und sie verschärft.

Auch sehr wichtig für die steigenden 
Energiepreise sind die nicht ganz 

so offensichtlichen Faktoren von 
Wettbewerbsrecht und Börse. Hier-
in liegt unter anderem der Grund, 
warum manche Energieanbieter 
Milliarden Gewinne fahren und 
andere um staatliche Unterstützung 
ansuchen müssen. Am Strommarkt 
kaufen Energieversorgungsunter-
nehmen Strom ein und verkaufen 
ihn dann an ihre Kund*innen. Die 
exakte Preisbildung wird durch das 
sogenannte Merit-Order-System 
realisiert. Dabei werden die güns-
tigeren Kraftwerke vor den teureren 
in Anspruch genommen, bis der 
tägliche Energiebedarf gedeckt ist. 
Der Preis des teuersten Kraftwerks 
in dieser Reihe legt dann den allge-
meinen Strompreis fest, also auch 
jenen der eigentlich günstigeren 
Kraftwerke.  Alle Erzeuger erhalten 
somit gleich viel, obwohl die ei-
gentlichen Stromgestehungskosten 
unterschiedlich sind. Aktuell sind 
erneuerbare Energien vergleichs-
weise billig, Gas hingegen teuer. 
Am Ende wird der Strompreis an 
der Börse somit von den Gaskraft-
werken bestimmt und in die Höhe 
getrieben. Umgekehrt kommen 
Vergünstigungen aber kaum bei 
Endkund*innen an.

In diesem Spiel gibt es aber noch 
einen anderen interessanten As-
pekt: Wenn sich die Energieversor-
gungsunternehmen die Energie-
zufuhr im Voraus sichern, was oft 
sicherer, kalkulierbarer und billiger 
ist, macht man das an der Börse 
über sogenannte „Futures“, also 
Geschäfte in der Zukunft. Um die-
se abzusichern, gibt es hohe Kau-
tionen, die bei starken Preissteige-
rungen angepasst werden müssen. 
Das war zum Beispiel der Fall bei 
der Wien Energie, die deshalb eine 

ENERGIEKOSTENEXPLOSION: 
DER MARKT HAT VERSAGT!
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Nachzahlung von 1,7  Mrd. Euro 
machen musste und dafür staatli-
che Beihilfen erhielt.

Antworten der Regierung

Die Regierung hat einen Energie-
kostenausgleich beschlossen um 
die Haushalte zu unterstützen, ein 
einmaliger Zuschuss in der Höhe 
von 150 €. Dass solche Einmal-
zahlungen nicht nachhaltig sind 
und schnell verpuffen liegt auf der 
Hand, dass ein solcher Betrag bei 
weitem nicht ausreichend ist, eben-
so. Deshalb wurde eine weitere 
Maßnahme beschlossen, die soge-
nannte Strompreisbremse, die mit 
Anfang Dezember in Kraft treten 
soll.

 Ein Bremsen der Strompreissteige-
rung darf man sich allerdings nicht 
erhoffen, denn die Strompreisbrem-
se greift gar nicht in die Preisbildung 
ein sondern subventioniert lediglich 
30 Cent / kWH für einen Strom-
verbrauch bis zu 2.900 kWh. Die 
Gegenfinanzierung der Maßnah-
me bleibt offen und somit müssen 
wir uns die Entlastung wohl über 
unsere eigenen Steuern zu einem 

gewissen Teil selbst zahlen. Nicht 
einmal zu einem Abschöpfen der 
Übergewinne in der Energiebran-
che zu einem solchen Zweck kann 
sich die schwarz-grüne Regierung 
durchringen.

Politische Lösungen

In der Krise wird offenkundig, 
dass der kapitalistische Markt die 
grundlegenden Bedürfnisse der 
Mehrheit der Menschen nicht be-
friedigen kann. Die Liberalisierung 
des Strommarktes vor 21 Jahren 
erweist sich als Bumerang, der die 
lohnabhängige Bevölkerung mit 
voller Wucht trifft. Hinzu kommen 
die Versäumnisse zur Bewältigung 
der Klimakrise, mit denen implizit 
die Abhängigkeit von russischen 
Rohstoffen in Kauf genommen wur-
de. Staatliche Eingriffe in den Markt 
müssen daher politisch durchge-
setzt werden um unsere Lebensbe-
dingungen zu sichern. Das ist eine 
zentrale Herausforderung für die 
Arbeiter*innenklasse, die Gewerk-
schaftsbewegung und die Linke. 
Dabei müssen sie sich im ersten 
Schritt der politischen Ziele bewusst 
werden.

Die Strompreise werden auch mit 
Strompreisbremse hoch bleiben 
und unter Umständen weiter explo-
dieren. Eine wirksamere Maßnah-
me dagegen wäre (neben der Ab-
schaffung der Mehrwertsteuer auf 
Haushaltsenergie) ein tatsächlicher 
Strompreisdeckel, sowie eine kons-
tenfreie Energiegrundsicherung 
in Höhe des Energieverbrauchs 
gewöhnlicher, lohnabhängiger 
Haushalte. Zusätzlich muss die Li-
beralisierung des Strommarktes 
rückgängig gemacht werden. 

Dazu gehört die Verstaatlichung 
aller relevanten Stromerzeugungs- 
und Energieversorgungsunterneh-
men und die Vergesellschaftung 
ihrer Gewinne. Verstaatlichung 
und Regulierung des Strommark-
tes erlauben die Einführung von 
Planungsmechanismen, wodurch 
die Energieversorgung den sozia-
len Bedürfnissen und Erfordernis-
sen der Umwelt angepasst werden 
kann. Diese Übergewinne der Ener-
gieunternehmen müssen als Teil ei-
nes gesellschaftlichen Notfallplans 
für den nachhaltigen und umwelt-
gerechten Umbau der Energiever-
sorgung eingesetzt werden.  	   

 https://flic.kr/p/24u1nLR  (CC BY-SA 2.0)
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JÜRGEN ROTH
Gruppe Arbeiter:innenmacht (D)

Die diesjährigen Tarifverhandlun-
gen gehen mit deutlich höheren 
Lohnforderungen als in den letzten 
2 Jahrzehnten einher. Im krassen 
Gegensatz dazu tönen die Unter-
nehmer*innen, es gebe wegen der 
massiven Energiepreissteigerungen 
nichts zu verteilen und überzogene 
Lohnforderungen der Beschäftigten 
könnten Betriebe auf Jahre hinaus 
zu hohen Preissteigerungen zwin-
gen, was im Extremfall sogar zu ei-
ner anhaltenden Stagflation (hohe 
Inflationsrate bei gleichzeitig gerin-
gem Wachstum) führe.

Ihr Argument läuft darauf hinaus, 
Lohnanstiege seien Ursache wie 
Motor der Inflation. Bevor wir dar-
auf eingehen, eine kurze Skizze zum 
aktuellen Ausmaß der Preissteige-
rungen.

Fakten

In der BRD haben die Verbraucher-
preise von Oktober 2021 bis Ok-
tober 2022 von 4,5 % auf 10,4 % 
zugelegt. Auch weltweit stieg die 
Inflationsrate von durchschnittlich 
3,18 % 2020 und 4,35 % 2021 auf 
aktuell 7,4 %. In 10 Ländern kann 
man von einer Hyperinflation spre-
chen: zwischen 35,6 % (Iran) und 
260 % (Sudan). 

Die Plätze 11 bis 20 belegen Länder 
mit hoch inflationärer Entwicklung 
zwischen 16,82 % (Nigeria) und 
28,7 % (Sri Lanka). In Europa liegen 
die Türkei (69,97 %) und zahlreiche 
osteuropäische und Balkanländer 
vorn. Die EU weist im Mittel 8,1 

% auf, die Eurozone und Deutsch-
land 7,4 %. Für die BRD stammen 
die Zahlen vom April diesen Jahres. 
Das bedeutet, der Preisanstieg hat 
sich seitdem um mehr als 40 % be-
schleunigt!

Zeitrahmen und Statistik

Schon ein Blick auf die Statistik 
widerlegt die vulgärökonomische 
Theorie von der Lohn-Preis-Spirale. 
Die Inflation in Deutschland betrug 
im Januar 2021 2,2 %, im Septem-
ber bereits über 4 %. Die allermeis-
ten Tarifrunden zuvor hatten sich mit 

Abschlüssen knapp unter 2 % zufrie-
dengegeben und beinhalteten somit 
nichts weiter als Reallohnverluste.

Zudem untertreibt die amtliche 
Statistik die Preissteigerung für die 
Lohnabhängigen. Im Warenkorb 
einer Arbeiter*innenfamilie sind 
nämlich die Preistreiber überreprä-
sentiert, also Mieten, Energie, Le-
bensmittel.

Lohnverzicht und Zurückhaltung ha-
ben die Preissteigerungen offenkun-
dig nicht verhindert, wohl aber die 
Einkommen und Vermögen der Be-
schäftigten entwertet. Die Thesen, 
dass Preissteigerungen durch Lohn-
erhöhungen verursacht würden, ist 

statistisch falsch, politisch aber für 
die Herrschenden sehr zweckmäßig, 
soll sie doch die Arbeiter*innen da-
von abhalten, für einen vollen Infla-
tionsausgleich zu kämpfen.

Lohn und Warenwert

Der Lohn-Preis-Spirale zufolge 
müssten eigentlich die Preise der 
Waren mit der Erhöhung der Löhne 
steigen. Würde diese Theorie stim-
men, wäre allerdings auch erklä-
rungsbedürftig, warum eine Lohn-
senkung keineswegs zu fallenden 
Preisen führt, wie nicht nur die Ent-

wicklung am Wohnungsmarkt seit 
Jahrzehnten verdeutlicht.

Die Vertreter*innen der 
Lohn-Preis-Spirale gehen im Grun-
de davon aus, dass die Preise einer 
Ware aus den sog. Produktionsfak-
toren Kapitalkosten, Löhnen und 
Gewinnen entstehen würden. Hohe 
Löhne würden damit automatisch 
zu höheren Preisen führen, da die 
Unternehmen ansonsten ja auf ih-
ren Gewinn verzichten müssten. 
Diese Vorstellung ist jedoch voll-
kommen oberflächlich, weil sie die 
Frage ausblendet, wodurch die Prei-
se letztlich bestimmt werden.

Sie verkennt, dass der Wert jeder 

SCHRECKGESPENST 
LOHN-PREIS-SPIRALE

Die Vertreter*innen der Lohn-Preis-Spirale gehen im 
Grunde davon aus, dass die Preise einer Ware aus den 
sog. Produktionsfaktoren Kapitalkosten, Löhnen und 
Gewinnen entstehen würden. Hohe Löhne würden 
damit automatisch zu höheren Preisen führen, da die 
Unternehmen ansonsten ja auf ihren Gewinn verzich-
ten müssten. 

“
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Ware durch den Wert der Produk-
tionsmittel (Maschinen, Rohstoffe, 
Gebäude, Energie) und dem Wert 
gebildet wird, den die Lohnarbei-
ter*innen diesen im Produktions-
prozess zusetzen. Letzterer zerfällt 
in einen Teil (variables Kapital), den 
die Arbeiter*innen in Form des Ar-
beitslohn erhalten, um ihre Repro-
duktionskosten zu bestreiten, und in 
einen anderen Teil, den Mehrwert, 
den sich die Kapitalist*innen aneig-
nen.

Der Wert der Ware ändert sich kei-
neswegs, wenn der Lohn steigt oder 
fällt. Sinkt er, so erhöht sich der 
Mehrwert – und damit die Profitmas-
se – und umgekehrt. Das stört die 
herrschende Klasse an allen Lohn-
steigerungen und die Lohn-Preis-Spi-
rale dient dazu, diesen Zusammen-
hang zu verschleiern.

Wert und Kapitalstock

In den Wert jeder Ware gehen Lohn-
kosten und Mehrwert nur anteilig 
ein. Aufgrund des technischen Fort-
schritts bildet die menschliche Arbeit 
jedoch einen immer geringeren An-
teil am Gesamtwert des Produktes. 
Im Kapitalismus nimmt der Wertan-
teil von konstantem Kapital (Maschi-
nen, Gebäude, Rohstoffe) stetig zu, 
was sich in einer steigenden organi-
schen Zusammensetzung des Kapi-
tals ausdrückt.

Nebenbei bemerkt ist dies auch die 
Hauptursache dafür, dass die Zu-
nahme des Mehrwerts (Profit, Ge-
winn) nicht mehr Schritt halten kann 
mit der Wertzunahme des konstan-
ten Kapitals. Anders ausgedrückt: Je 
mehr sich der Kapitalstock aufbläht, 
desto mehr sinkt die Rate des Profits 

(Mehrwert geteilt durch Wert des Ka-
pitalvorschusses). Dieser umfasst so-
wohl Kapitalstock wie Löhne. Oder: 
Je reicher die Kapitaleigentümer*in-
nen werden, desto größer geraten 
ihre Verwertungsschwierigkeiten.

Für die aktuelle Inflation heißt das: 
Nicht nur sind die Löhne in der 
jüngsten Vergangenheit hinter der 
Teuerungsrate zurückgeblieben. Der 
auf sie zurückzuführende Anteil am 
Gesamtprodukt ist viel niedriger ge-

worden! Ganz deutlich gilt das für 
den Sektor der fossilen Energieer-
zeugung, wo die organische Zu-
sammensetzung des Kapitals über-
durchschnittlich hoch ist und zudem 
über den zurzeit teuersten Energie-
lieferanten (Erdgas) auch noch der 
Strompreis bestimmt wird (Merit-Or-
der-Prinzip der Preisgestaltung an 
der Strombörse).

Geldmenge und Inflation

Inflation bedeutet deutlich mehr als 
Preissteigerung, nämlich eine Aus-
weitung der Geldmenge insgesamt. 
Diese wird letztlich von der Zent-
ralbank gesteuert. Hier kommen 
wir zu des Pudels Kern. Dies rührt 
letztlich von der Großen Rezession 
2008/2007 her, wo Zentralbanken 
und IWF dadurch eine Kernschmelze 
des Finanzkapitals verhindert haben. 
Eine Ausweitung des Kreditgeldes 
geht aber nur solange gut, wie der 
Konjunkturmotor wieder anspringt 
und die Profitabilität zur Zufrieden-
heit des Großkapitals verläuft.

Bricht letztere ein, deckt die laufen-
de Produktion nicht mehr die Schul-
dentilgung. Unter Bedingungen wie 
dem Ausfall von Lieferketten wäh-
rend und nach der Coronapande-

mie sowie geringen Neuinvestitio-
nen in der Industrie kam es zu einem 
Angebotsschock, weil der Produkti-
onsausstoß die als Nachfrage auf-
tretende aufgeblähte Geldmenge 
nicht mehr decken konnte. Resultat: 
Geldentwertung, sprich: Inflation.

Schon in den 1970er, 1980er Jah-
ren und 1993 resultierte die Geldpo-
litik mit dem Ziel einer Vermeidung 
des Ausbruchs von Konjunkturkrisen 
in solchen. Die Inflation markierte 
also jeweils den Vorboten der kom-
menden Krise. Viele bürgerliche 
Volkswirtschaftler*innen trösten sich 
damit, dass die nächste Rezession 
ebenso mit dem Gespenst der Infla-
tion aufräumen wird. Doch ist dies 
trügerisch, weil die Weltwirtschaft 
vor massiveren Problemen als da-
mals steht. Ein Zeichen dafür ist die 
zunehmend militärisch ausgetrage-
ne Weltmarktkonkurrenz.

Vorübergehender Schock?

Hintergrund deren bildet die ins Un-
geheuerliche gestiegene Verschul-
dung selbst großer Unternehmen, 
der Staaten und Privathaushalte. Mit 
Ausnahme der noch florierenden 
Hightechkonzerne wie Apple, Net-
flix, Facebook, Google & Co. geht 
es zunehmend Firmen so dreckig, 
dass sie aus ihren Profiten kaum 
noch die Kredite bedienen können 
(Zombiefirmen).

Viele werden jetzt einwenden: De-
nen kommt dann doch die Inflation 
gerade recht, denn sie entwertet ihre 
Schulden. Dies ist nur bedingt rich-
tig, denn sie verteuert auch aktuelle 
Kredite aufgrund der Leitzinserhö-
hungen und damit die Insolvenzge-
fahr. 

Die Zentralbanken gehen nämlich 
zur Zeit zu einer Politik des Quan-
titative Tightening (QT) über, dem 
Gegensatz zum vorherigen mehr als 
10 Jahre anhaltenden Quantitative 
Easening (QE). Außerdem sind die 

Inflation bedeutet deutlich mehr als Preissteigerung, 
nämlich eine Ausweitung der Geldmenge insgesamt. 
Diese wird letztlich von der Zentralbank gesteuert. Hier 
kommen wir zu des Pudels Kern.

“
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größten Kreditgeber*innen auch die 
heftigsten Profiteur*innen. Konkur-
renzfähiges Industrie- wie Finanzka-
pital fürchtet die Inflation, weil sie 
ihre Guthaben entwertet und den 
Transfer von fiktivem Aktienkapital in 
reale Vermögen behindert.

Das Problem lässt sich also weit bis 
ins 21. Jahrhundert hinein nur auf 
viel größerer Stufenleiter lösen. Eine 
„normale“ Rezession wird nicht rei-
chen, um den überakkumulierten 
und -bewerteten Kapitalstock der 
Schwächeren (Zombies) zu vernich-
ten und wieder profitablere eigene 
Anlagebedingungen zu schaffen 
(Lösung der fast 50-jährigen Über-
akkumulationskrise). Und dies kann 

zunehmend nur auf höherer Ebene 
der Konkurrenz als der zwischen den 
Einzelkapitalen gelingen. Die inner-
staatliche und Weltmarktkonkurrenz 
muss zu einer zwischen den Groß-
mächten mutieren.

Vertrauen auf die eigene Kraft statt 
Illusionen in Hilfsprogramme, Medien 

und Geldpolitik

Alarmmeldungen zur Teuerung sind 
also durchaus angesagt. Wenn das 
Handelsblatt mahnt, Europa müsse 
sich auf einen anhaltenden Preis-
anstieg vorbereiten und BILD titelt: 
„Inflation frisst unsere Löhne auf!“, 
geht es jedoch nicht um die Inter-
essen der Arbeiter*innen. Vielmehr 
dreht es sich darum, wie die Zentral-
banken auf die seit Jahrzehnten an-
haltende Krise des Kapitalismus re-
agieren sollen. Schon während der 

Politik des billigen Geldes (QE) und 
des Aufkaufs fauler Kreditschulden-
papiere ermahnte die EZB ständig 
Regierungen und Gewerkschaften, 
sich mit Sozialausgaben und Lohn-
forderungen zurückzuhalten, um die 
Konkurrenzfähigkeit „ihrer“ Konzer-
ne auf dem Weltmarkt zu verbes-
sern. Je erfolgreicher diese, desto 
mehr „freie“ Marktwirtschaft, umso 
weniger staatliche Eingriffe durch 
die Notenbanken.

Konservative greifen diesen Gedan-
ken auf. Ihnen kommt die Inflation 
gelegen, um so große Zugeständ-
nisse von der Arbeiter*innenklasse 
zu verlangen, damit die EZB ihre 
Kreditprogramme kürzen kann, um 

sie nicht aus dem Ruder geraten zu 
lassen.

Wirtschaftswissenschaftler*innen 
aus dem postkeynesianischen Lager, 
darunter auch der Gewerkschaf-
ten und des DIW, spielen dagegen 
die Inflationsgefahr herunter, um 
der EZB keine Argumente für eine 
knappere Versorgung der Konzerne 
mit Geld zu liefern. Beide scheinbar 
gegensätzlichen Lager eint in Wirk-
lichkeit die grundsätzliche Akzeptanz 
der kapitalistischen Konkurrenz, nur 
in Bezug auf Geldpolitik gehen sie 
auseinander: restriktiv oder expan-
siv? Wie oben dargestellt, handelt 
es sich dabei aber um die Wahl zwi-
schen Pest und Cholera.

Teils erkennen auch Postkeynesia-
ner*innen an, dass es sich bei der 
Lohn-Preis-Spirale um einen Mythos 

handelt, aber nicht aus prinzipiel-
len Gründen, sondern weil aktuell 
schwächer werdende Gewerkschaf-
ten ohnedies „den Bogen nicht 
überspannen“ können (DIW Berlin). 
Das DIW versteigt sich zum Lob auf 
die Sozialpartner*innenschaft, die 
in der BRD dazu geführt habe, dass 
hohe Löhne und unternehmerischer 
Erfolg einander bedingten und zu 
niedrige mangels Endnachfrage die 
Konjunktur schwächten.

Diese Nachfragetheoretiker*innen 
dürften schwer erklären können, 
warum die Unternehmer*innen in 
der aktuellen Tarifrunde für die Me-
tall- und Elektroindustrie eine Null 
fordern. Dabei liegt das in der Lo-
gik der Sache, fallende Profitraten 
durch Senkung des Arbeitslohns zu 
kompensieren. 

Das DIW sieht darüber hinaus kein 
Problem darin, die immens gestie-
gene Staatsschuld noch weiter aus-
zuweiten, als gebe es keinen Zahltag 
dafür. Das sieht das Finanzkapi-
tal ganz anders. Viele bürgerliche 
Kommentator*innen sehen in der 
„neuen“ Politik des QT bereits eine 
Ablösung der Zentralbanken durch 
die privaten Finanzmärkte. Aber sie 
sehen nicht, dass der Meister den 
Zauberlehrling ablöst!

In jedem Fall ist die Arbeiter*innen-
klasse gut beraten, sich nicht auf 
das Märchen von der Lohn-Preis-
Spiral einzulassen. Stattdessen muss 
der Kampf um die Durchsetzung der 
aktuellen Tarifforderungen mit dem 
für eine gleitende Lohnskala verbun-
den werden.			        

 Vielmehr dreht es sich darum, wie die Zentralbanken 
auf die seit Jahrzehnten anhaltende Krise des Kapitalis-
mus reagieren sollen. Schon während der Politik des bil-
ligen Geldes (QE) und des Aufkaufs fauler Kreditschul-
denpapiere ermahnte die EZB ständig Regierungen und 
Gewerkschaften, sich mit Sozialausgaben und Lohnfor-
derungen zurückzuhalten, um die Konkurrenzfähigkeit 
„ihrer“ Konzerne auf dem Weltmarkt zu verbessern.

“
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Broschüre zur „Aufbruch“-Kampagne: 
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Umweltkrise: Eine Krise des Kapitalismus
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WER WIR SIND

Der Arbeiter*innenstandpunkt ist 
eine internationalistische, kommu-
nistische Organisation. Unser Ziel 
ist die Schaffung einer klassenlosen 
Gesellschaft, in der es keine Aus-
beutung und Unterdrückung mehr 
gibt. Diese Gesellschaft kann nicht 
durch stetige Reformen erreicht 
werden, sondern erfordert einen 
radikalen, revolutionären Bruch der 
Arbeiter und Arbeiterinnen mit den 
heutigen kapitalistischen Zustän-
den. Deshalb unterstützen wir alle 
Kämpfe, Aktionen und Forderun-
gen, die die Interessen der arbei-
tenden Bevölkerung zum Ausdruck 
bringen und die Keimform einer 
größeren, zukünftigen Arbeiter*in-
nenbewegung sind.

Der Sozialismus, für den wir kämp-
fen, kann nur international geschaf-
fen werden. Wir haben daher nichts 
mit den Regimen des ehemals „real 
existierenden Sozialismus“ gemein. 
In diesen Staaten herrschte nicht 
das arbeitende Volk, sondern eine 
bürokratische Kaste, die das Prole-
tariat unterdrückte und sich selbst 
bereicherte. Wir treten für eine 
Rätedemokratie ein, d.h. die de-
mokratische Machtausübung der 
Arbeiterinnen und Arbeiter selbst 
durch direkte Wahl und Abwahl 
von Delegierten, auf die sich die 
Regierung, die Staatsgewalt und 
sämtliche Verwaltungsgremien stüt-
zen.

Als Arbeiter*innenstandpunkt sind 
wir in sozialen Bewegungen und 

Klassenkämpfen aktiv und kämp-
fen dort für ein Programm im Sinne 
der gesamten Arbeiter*innenklas-
se. Unser Hauptanliegen ist es, 
die politischen und ökonomischen 
Teilkämpfe, z.B. am Arbeitsplatz, 
mit einer allgemein-politischen Per-
spektive zu verbinden, die über das 
Bestehende hinausweist und der 
Arbeiter*innenklasse zur Einsicht in 
ihr gesamtgesellschaftliches Klas-
seninteresse verhilft.

Der Kapitalismus fordert tagtäg-
lich unzählige Opfer und zer-
stört Menschenleben – durch 
Hunger, Krieg und Unterdrü-
ckung. Kämpfe mit uns für den 
Aufbau einer neuen Partei der 
sozialistischen Revolution.
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